
der Gerichte dar. Sobald jedoch derartige Gerichte ge
schaffen waren, diktierte die Entwicklung selbst die 
Notwendigkeit, ihnen wenigstens teilweise auch die 
Verwaltung der Gerichte zu übertragen.
Gemäß der Verordnung über das Volksgericht vom
30. November 1018 wurde in jedem Gerichtsbezirk ein 
Rat der Volksrichter gebildet, der Berufungen und Be
schwerden gegen Urteile, Entscheidungen und Hand
lungen der Volksrichter prüfte und Kontrollfunktionen 
ausübte (Art 82).
Am 27. August 1920 wurde die Verordnung über die 
örtlichen Organe der Justiz verabschiedet, 'die die Funk
tionen der Gouvernementsräte der Volksrichter hin
sichtlich der Verwaltung der Gerichte festlegte. In die
ser Verordnung wurde geregelt, daß alle administrati
ven Funktionen des Rates der Volksrichter durch sein 
Präsidium ausgeübt werden; trotzdem verblieben breite 
Vollmachten bei den Justizabteilungen.
Die Verordnung sah demnach zwei Organe vor, die 
die Funktion der gerichtlichen Verwaltung in den 
Gouvernements wahrnahmen: die Justizabteilung und 
den Rat der Volksrichter. Die organisatorische Ver
bindung zwischen ihnen wurde dadurch gefestigt, daß 
der Vorsitzende des Rates der Volksrichter gleichzeitig 
verantwortlicher Mitarbeiter der Justizabteilung war, 
dem Kollegium der Abteilung angehörte und die Un
terabteilung für Gerichte und Untersuchungsrichter 
leitete, die alle grundlegenden Fragen der gerichtlichen 
Verwaltung entschied. Ungeachtet dessen kam in der 
Übertragung von Funktionen der gerichtlichen Leitung 
an die Räte der Volksrichter die Tendenz zum Aus
druck, die Rechtsprechungsaufsicht und die organisa
torische Leitung der Völksgerichte beim übergeordneten 
Gericht zu konzentrieren.
Diese Tendenz zeigte sich auch in der Verordnung über 
das Volksgericht der 'RSFSR vom 21. Oktober 1920, in 
der festgelegt war, daß der Rat der Volksrichter Beru
fungsinstanz der Völksgerichte ist (Art. 84). Seinem 
Präsidium wurde eine Kontrollfunktion gegenüber den 
Volksgerichten zugewiesen. Des weiteren wurde be
stimmt, daß diese Funktion vom Präsidium unmittel
bar oder über die Kreisjustizbüros, denen ein Bevoll
mächtigter der Gouvemenaentsjustizabteilung Vorstand, 
ausgeübt wird (Art. 88).
Die Verordnung legte gleichzeitig fest, daß das Recht 
der obersten Kontrolle über die Urteile und Entschei
dungen der Volksgerichte und des Rates der Volksrich
ter dem Volkskommissariat für Justiz zusteht und in 
einer besonderen Verordnung geregelt wird.
Mit der am 11. November 1922 vom Allrussischen Zen
tralen Exekutivkomitee (WZIK) erlassenen Verordnung 
über den Gerichtsaufbau der RSFSR wurde eine Ge
richtsreform durchgeführt. Ihr Kern bestand darin, ein 
dreistufiges Gerichtssystem zu schaffen. Die Grundstufe 
war das Volksgericht, die mittlere Stufe das Gouverne
mentsgericht und die höchste Stufe das Oberste Gericht 
der RSFSR. Dabei wurde in den Gouvernements die 
Funktion der gerichtlichen Verwaltung den neu gebil
deten Gouvernementsgerichten übertragen und damit 
das Nebeneinander in der Verwaltung der Gerichte be
seitigt. Die Gerichtsreform war also gleichzeitig eine 
Reform der Leitung der Gerichte.
Die Verordnung sah vor, daß die Gouvemementsge- 
richte in erster Instanz die Sachen behandelten, die vor
her von den Revolutionstrihunalen entschieden worden 
waren. Als Rechtsmittelinstanz hatten sie über die von 
den Volksgerichten entschiedenen Verfahren zu befin
den. Außerdem erhielten sie Vollmachten, die bisher 
von den Gouvernementsjustizabteilungen wahrgenom
men worden waren.
Bei der Verwirklichung der organisatorischen Leitung

der Völksgerichte kam dem Plenum des Gouverne
mentsgerichts große Bedeutung zu. Das gleiche gilt für 
die durch eine Festlegung des Allrussischen Zentralen 
Exekutivkomitees (WZIK) vom 16. Oktober 1924 gebil
deten Präsidien der Gouvemementsgerichte. Im Jahre 
1924 wurde dem Plenum idas Recht zuerkannt, im Rah
men der Rechtsprechungsaufsicht bereits rechtskräftige 
Urteile der Volksgerichte zu überprüfen.
In der Verordnung über den Gerichtsaufbau der RSFSR 
vom 19. November 1926 sind die Aufgaben und die 
Kompetenzen des Präsidiums des Gouvemementsge- 
richts formuliert. In ihr wurden auch die Vollmachten 
des Plenums zur Verwaltung der Gerichte erweitert.
Um die Gerichte und die anderen untergeordneten Ein
richtungen verwaltungsmäßig betreuen und organisato
risch leiten zu können, stützte sich das Gouvemements- 
gericht auf Kreisbevolknächtigte. Diese Wurden aus 
den Reihen der Volksrichter des Kreises (Rayon) durch 
das Plenum — später durch das Präsidium — des Gou
vernementsgerichts ernannt und übten die Rechte eines 
Mitglieds des Gouvernementsgerichts aus.
Mit der Verordnung über den Gerichtsaufbau der 
RSFSR aus dem Jahre 1926 wurde das bis dahin gel
tende System der gerichtlichen Verwaltung nicht we
sentlich verändert. Allerdings wurde versucht, die Tä
tigkeit des Volkskommissariats für Justiz und des Prä
sidiums des Obersten Gerichts der RSFSR 'in bezug auf 
die organisatorische Leitung der Gerichte zu verbinden. 
Dem Präsidium des Obersten Gerichts wurde z. B. das 
Recht eingeräumt, nach den Vorschlägen des Staats
anwalts der Republik oder aus eigener Initiative — im 
letzteren Fall in Übereinstimmung mit dem Volkskom
missar für Justiz — den Inhalt spezieller Revisionen 
seiner Abteilungen, der leitenden Gerichte der Autono
men Republiken und der Regionen, der Gebiets- und 
Gouvemementsgerichte zu bestimmen und in Anwe
senheit des Volkskommissars für Justiz oder seines 
Stellvertreters die Ergebnisse dieser Revisionen zu er
örtern.
Damit war ein bedeutender Schritt unternommen wor
den, um die großen Möglichkeiten des Obersten Gerichts 
der RSFSR zur Verwirklichung der organisatorischen 
Leitung der Gerichte zu nutzen. Eine Einschränkung 
bestand jedoch noch insoweit, als das Oberste Gericht der 
RSFSR diese Funktionen unter unmittelbarer Leitung 
und Mitwirkung des Volkskommissariats für Justiz 
ausübte und als diesem die Gesamtleitung aller ge
richtlichen Einrichtungen der Republik, darunter auch 
die des Obersten Gerichts der RSFSR, oblag.
Diese führende Rolle des Volkskommissariats für Justiz 
der RSFSR gegenüber den gerichtlichen Einrichtungen 
und den Organen der Staatsanwaltschaft wurde auch 
durch die Verordnung des Allrussischen Zentralen 
Exekutivkomitees (WZIK) und des Rates der Volks- 
missare (SNK) vom 20. Januar 1928 über 'die Ordnung 
der Leitung der gerichtlichen Organe der RSFSR unter
strichen. Um die einheitliche Leitung der gerichtlichen 
und der staatsanwaltschaftldchen Tätigkeit zu gewähr
leisten, wurden zwei Stellvertreter des Volkskommis
sars für Justiz eingesetzt: der Staatsanwalt der Repu
blik und der Vorsitzende des Obersten Gerichts der 
RSFSR. Außerdem wurde festgelegt, daß Direktiven 
und Anweisungen allgemeinen Charakters für die Ge
richte vom Volkskommissar für Justiz erlassen und 
über das Oberste Gericht geleitet werden oder daß 
sie mit Zustimmung des Volkskommissariats für 
Justiz auch vom Obersten Gericht ausgehen können 
(Art. 4).
Bis zum Jahre 1936, in dem das Volkskommissariat für 
Justiz der UdSSR geschaffen wurde, war das im Jahre 
1924 gebildete Oberste Gericht der UdSSR nicht nur ein 
Leitungsorgan der gerichtlichen Verwaltung in bezug
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